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(Nr. 13297.) Zweites Geſetz über die Anderung der Geſetze, betreffend die Ablöſung der auf Dienſtbarkeit 
beruhenden Berechtigungen. Vom 13. Dezember 1927. i 


D Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 
Das Geſetz über die Anderung der Geſetze, betreffend die Ablöſung der auf Dienſtbarkeit beruhenden 
Berechtigungen, vom 7. März 1924 (Geſetzſamml. S. 125) wird aufgehoben. 


9 2. 


(1) Der Jahreswert der Berechtigungen, die auf Grund der Geſetze, betreffend die Ablöſung der 
auf Dienſtbarkeit beruhenden Berechtigungen, abgelöſt werden, iſt durch Sachverſtändige zu ſchätzen. 
(2) Die Vorſchriften 

1. der Gemeinbeitsteilungsordnung vom 7. Juni 1821 (Geſetzſamml. S. 53) § 120 Satz 2 bis 
zum Schluſſe, 

2. des Geſetzes, betreffend die Ergänzung und Abänderung der Gemeinheitsteilungsordnung, 
vom 7. Juni 1821 und einiger anderen über Gemeinheitsteilungen ergangenen Geſetze, vom 
2. März 1850 (Geſetzſamml. S. 139) Artikel 6 Abſ. 2 Satz 1 von den Worten „welche dabei“ 
bis zum Schluſſe, 

3. des Geſetzes wegen Ergänzung beziehungsweiſe Abänderung der Verordnung vom 13. Mai 1867, 
betreffend die Ablöſung der Servituten, die Teilung der Gemeinheiten und die Zuſammen⸗ 
legung der Grundſtücke, für das vormalige Kurfürſtentum Heſſen (Geſetzſamml. S. 716) vom 
25. Juli 1876 (Geſetzſamml. S. 366) Artikel 1, 


4. des Geſetzes, betreffend die Zuſammenlegung der Grundſtücke, Ablöſung der Servituten und 
Teilung der Gemeinheiten, für die Hohenzollernſchen Lande vom 23. Mai 1885 (Geſetzſamml. 
S. 143) § 14 Abſ. 3, 
5. über das ſchiedsrichterliche Verfahren, ſoweit es bisher bei der Ablöſung der auf Dienſtbarkeit 
beruhenden Berechtigungen zuläſſig war, 
werden aufgehoben. 


K 3. 
In dem beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängigen Verfahren zur Ablöſung einer auf Dienſt⸗ 
barkeit beruhenden Berechtigung iſt für die Ermittlung des Jahreswerts der Berechtigung der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieſes Geſetzes maßgebend. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 14. Januar 1928.) 
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8 4. 

Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 13. Dezember 1927. 

(Siegel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 

Braun. Steiger. 


(Nr. 13298.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Gewährung eines Kredits zugunſten der 
oſtpreußiſchen Mittel⸗ und Kleininduſtrie. Vom 22. Dezember 1927. 


D 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zwecks Kreditgewährung an die Mittel- und Kleininduſtrie 
in Oſtpreußen über den Betrag von 1 500 000 Reichsmark darlehnsweiſe zu verfügen. 


82. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $ 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu 
beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuld⸗ 
kapitals und die erſparten Sinfen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewil⸗ 
ligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld auf⸗ 
gewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


\ 83, 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


a 9 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 22. Dezember 1927. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. Grzeſinſki. 


(Nr. 13299.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter. Vom 23. De⸗ 
zember 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel I. 


Das Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf 
eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 218) wird wie folgt geändert: 


1. Hinter dem § 29 wird folgende Vorſchrift als § 29a eingefügt: 


f 8 29a. 
() Die mündliche Verhandlung iſt öffentlich. 
(2) Die Offentlichkeit kann aus beſonderen Gründen auf Antrag der Staatsanwaltſchaft 
oder, ſoweit dieſe nicht widerſpricht, auch von Amts wegen oder auf Antrag des Angeſchuldigten 
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durch Beſchluß des Diſziplinargerichts für die ganze Dauer der Verhandlung oder zeitweilig 
ausgeſchloſſen werden. Der Widerſpruch der Staatsanwaltſchaft bedarf keiner Begründung. 
Einem im Laufe der Verhandlung geſtellten Antrage der Staatsanwaltſchaft auf Wiederher⸗ 
ſtellung der Offentlichkeit iſt ſtattzugeben. 5 

(8) Der Beſchluß, durch den die Offentlichkeit ausgeſchloſſen wird, iſt öffentlich unter 
Angabe der Gründe zu verkünden. In dem Protokoll (§ 34) iſt anzugeben, daß öffentlich ver⸗ 
handelt oder die Offentlichkeit ausgeſchloſſen iſt. 15 

(4) Planmäßige Richter der ordentlichen und der Verwaltungsgerichtsbarkeit, Mit- 
glieder der Oberrechnungskammer ſowie Notare können in Diſziplinarverfahren, die ſich gegen 
einen Beamten ihrer Laufbahn richten, auch bei Ausſchluß der Offentlichkeit als Zuhörer nach 
Ermeſſen des Vorſitzenden zugelaſſen werden. 

(5) Im übrigen finden die Vorſchriften des § 173, des § 174 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 
ſowie des § 175 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


2. Im § 30 Abf.1 find hinter dem Worte „Verhandlung“ das Komma und die Worte „welche in 
nichtöffentlicher Sitzung ſtattfindet,“ zu ſtreichen. i 
3. Im 841 iſt ſtatt „SS 30 bis 35“ zu ſetzen „§§ 29a bis 35". 


— 


Artikel II. 


Soweit in anderen Geſetzen und Verordnungen auf das Geſetz vom 7. Mai 1851 verwieſen iſt, gilt 
dieſes in der durch Artikel I abgeänderten Faſſung. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 23. Dezember 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


(Nr. 13300.) Geſetz über die Aufhebung der Brückengelder für Kraftfahrzeuge. Vom 29. Dezember 1927. 
er Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 


81. 
: Für die Benutzung öffentlicher Brücken durch Kraftfahrzeuge darf Brückengeld nicht erhoben werden 
(2 Ziffer 2 und $7 des Geſetzes zur Übergangsregelung des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, Ländern 
und Gemeinden vom 9. April 1927 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 91 —. Die Verpflichtung zur Unterhaltung 
der öffentlichen Brücken durch die bisherigen Unterhaltungspflichtigen wird hierdurch nicht berührt. 


82. 

(1) Soweit für die Benutzung öffentlicher Brücken durch Kraftfahrzeuge im Rechnungsjahre 1926 
Brückengeld rechtmäßig erhoben worden iſt, werden im Rahmen des 83 den Brückenunterhaltungspflich⸗ 
tigen für die Unterhaltung dieſer Brücken Zuſchüſſe gewährt. 5 

(2) Inwieweit Brücken, bei denen aus zwingenden Gründen im Jahre 1926 von der Erhebung von 
Brückengeld abgeſehen worden iſt, und neue ſowie neu zu errichtende Brücken, bei denen nach den bisherigen 
Grundſätzen die Erhebung von Brückengeld für Kraftfahrzeuge genehmigt werden würde, bei Gewährung 
von Zuſchüſſen zu berückſichtigen find, entſcheiden die beteiligten Miniſter. 3 


88. 

Von dem nach dem Finanzausgleichsgeſetze dem Lande zuftehenden Aufkommen an Kraftfahrzeug⸗ 
ſteuer wird ein Betrag in Höhe von 4 vom Hundert abgezweigt. Die beteiligten Miniſter haben den ab- 
gezweigten Betrag für den im §2 bezeichneten Zweck zu verwenden. 
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Artikel II. 


94 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 14. Mai 1927 (Geſetzſamml. S. 63) wird wie folgt geändert: 


8 4. 

Das nach dem Finanzausgleichsgeſetze dem Lande zuſtehende Aufkommen an Kraftfahrzeugſteuer 
wird nach Abzug eines Betrages in Höhe von 4 vom Hundert den Provinzen (Bezirksverbänden) und den 
Stadt⸗ und Landkreiſen für Zwecke der öffentlich⸗rechtlichen Wegeunterhaltung überwieſen. 

Über die Verwendung des abgezweigten Betrags trifft das Geſetz über die Aufhebung der Brücken⸗ 
gelder für Kraftfahrzeuge Beſtimmung. 

Artikel III. 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1927 in Kraft. Mit ſeiner Ausführung wird der Miniſter 

für Handel und Gewerbe beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. Dezember 1927. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. Schreiber. Grzeſinſki. 


(Nr. 13301.) Verordnung über die Mündelſicherheit von Wertpapieren und Forderungen. Vom 12. De⸗ 
zember 1927. 


Auf Grund des Reichsgeſetzes über die Mündelſicherheit von Wertpapieren und Forderungen vom 29. Oktober 
1927 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 325) wird verordnet: : 

Der Anlegung von Mündelgeld in den im Artikel 74 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
bezeichneten Vermögensgegenſtänden ſteht nicht entgegen, daß die Höhe der geſchuldeten Leiſtung neben oder an 
Stelle der Angabe eines feſten Betrags durch den amtlich feſtgeſtellten Preis einer beſtimmten Menge von Fein⸗ 
gold oder in einer anderen nach den Geſetzen über die Ausgabe wertbeſtändiger Schuldverſchreibungen auf den 
e und über wertbeſtändige Hypotheken vom 23. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 407) zuläſſigen Weiſe 

eſtimmt iſt. 


Berlin, den 12. Dezember 1927. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
ö Braun. Schmidt. 


(Nr. 13302.) Verordnung über den Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt. Vom 21. Dezember 1927. 


Auf Grund des § 7 Abſ. 1 der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 in der Faſſung der Geſetze vom 
8. Juli 1920, 9. Juni 1923 und 4. Januar 1924 (Geſetzſamml. 1913 S. 225, 1920 S. 385, 1923 S. 277 und 1924 
S. 19) wird folgendes verordnet: 
Der Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt, beträgt vom 1. Januar 1928 ab drei und drei 
Viertel vom Hundert jährlich. 


Berlin, den 21. Dezember 1927. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Höpker Aſchoff.— Schmidt. 
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